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Keueſte Tagesnachrichten
Der preußiſche Verfaſſungsausſchuß nimmt

urbeirrt durch die politiſche Lage ſeine Beratungen am
dienstag auf. t

Die Reichsſchul konferenz wurde geſtern vor
mittag im großen Sitzungsſaal des Reichstagsgebäudes vom
ſteichsminiſter des Jnnern Koch mit einer Anſprache eröffnet.

Die Wahl der neuen Braunſchweigiſchen
gandesregierung iſt wegen abermaliger Beſchlußunfähig-
ſeit der Landesverſammlung auf den 15. Juni vertagt.

x Für den 2. Juli iſt eine Zuſammenkunft zwiſchen
gloyd George und Millerand in Brüſſel als Vor-
fereitung für die Konferenz in Spa vereinbart worden.

Giolitti iſt offiziell mit der Kabinetts
bildung beauftragt worden.

g««-—=c-eeeDie Unabhängigen lehnen ab
h. Berlin, 11. Juni.

Der Schritt des Reichskanzlers, die Unabhängigen
zum Eintritt in das Kabinett zu bewegen, iſt ergebnislos
verlaufen. Es heißt, die Unabhängigen hätten jede Betei-
ligung an der Regierungsbildung abgelehnt und dafür
eine lange und ausführliche Begründung abgegeben, in der ge

ſag wird, daß die Politik der bisherigen Mehr-
heit gezeigt hat, daß eine fruchtbringende Sozial
politik mit bürgerlichen Parteiten nicht mög
lich ſei. Außerdem kann die Unabhängige ſozialdemokratiſche
Partei in eine Regierung, der bürgerliche Parteien angehören,
nicht eintreten.

h. Berlin, 11. Juni.
Die heutigen Beſprechungen des Vorſitzenden der Reichstags

fraktion der Deutſchen Volkspartei, Dr. Hin z e, in der Reichs
kerzlei trugen rein informatoriſchen Charakter. Jm Anſchluß
daran traten maßgebende Führer der Deutſchen Volkspartei zu
ſanmen, um die Stellungnahme der Deutſchen
Lolkspartei zu der Frage der Koalition zu er-
örtern.

Nach der Reichsverfaſſung ſteht dem Präſidenten der
Nationalverſammlung das Recht zu, auch den neuen Reichstag
einzuberufen. Präſident Fehrenbach, der erſt Freitag vor
mittag wieder in Berlin eingetroffen iſt, beabſichtigt, wie er
einem Vertreter des „Lok.-Anz.“ mitteilte, das Parlament am
24. Juni in Berlin zuſammentreten zu laſſen. Aus den
Vorten des Präſidenten ſchließt die Hoffnung, daß bis dahin
die Kriſis überwunden iſt und man in maßgebenden politiſchen
Kreiſen damit rechnet, daß ſich am 24, Juni das neue Kabinett
dem Reichstage vorſtellen kann.

Die Unterbringung der 460 und mehr Reichs
tagsab geordneten im Plenarſaal des Reichs
tagsgebäudes erſchien als eine techniſch ſchwierige Frage.
WVie Geheimrat Jungheim, der Direktor des Reichstages,
aber ausführte, iſt ſie keineswegs ſchwer zu löſen. Bereits im
vorigen Jahre wurde die Platzzahl von 397 auf 444 erhöht, in
dem man den breiten Mittelgang beſeitigte, der ſich von der
äußerſten Linken bis zur äußerſten Rechten hinzog. Es wird
auch jetzt nicht ernſtlich ſchwer fallen, die noch fehlenden Plätze
in irgend einer Weiſe zu beſchaffen. Außerdem iſt damit zu
rechnen, daß bei einer ſo ſtattlichen Anzahl von Mitgliedern
des Hauſes niemals alle Abgeordneten zu gleicher Zeit im
Saale anweſend ſein werden.
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Rücktritt der öſterreichiſchen Regierung
w. Wien, 11. Juni.

Der Staatskanzler Dr. Renner überreichte heute
mittag dem Präſidenten Seitz das Rücktrittsgeſuch des
geſamten Kabinetts. Der Präſident nahm es ent-
gegen und beauftragte die ſcheidende Regierung unter Vorſitz
des bisherigen Staatskanzlers Dr. Renner mit der einſt-
weiligen Fortführung der Geſchäfte.

d. Wien, 10. Juni.
Die „Sozialdemokratiſche Correſpondenz veröffentlicht fol-

gendes Kommuniqué:
Die Verhandlungen zwiſchen den Koalitionsparteien
über die Vermögensabgabe führten bisher zu keinem Abſchluß.
Auch bei den Verhandlungen der Regierung über die Ver-
faſſungsreform war es bisher nicht möglich, die ſchroffen

einungsverſchiedenheiten zu überbrücken. Die
Organiſation der bewaffneten Heimwehren durch
führende Männer der Chriſtlichſozialen Partei in Tirol und
Salzburg hat die Gegenſätze überaus verſchärft. Außerhalb
der Nationalverſammlung erheben die chriſtlichſogialen Partei
führer gegen die Regierung, an der die Chriſtlichſoziale Partei
teilnimmt, Tag für Tag die ſchwerſten und unſach-
lichſten Vorwürfe. Die aus dieſen Urſachen entſtandene
Kriſe der Koalition wurde durch die Vorgänge in der heutigen
Sitzung der Rationalverſammlung weſentlich verſchärft. Eine
hriſtlichſozigale großdeutſche Koalition iſt gegen
den Staatsſekretär für Heerweſen aufgetreten und hat die
pangehmbare Forderung geſtellt, daß der Srlaß

Sonnabend, 12. Juni

über die Vertrauensmänner der Soldatenzurückgezogen werde. Der chriſtlichſoziale Parteiführer
Kunſchak hat nicht nur den Staatsſekretär für Heerweſen
gröblich beleidigt, ſondern auch offen mit der Kündi-
gung der Koalition gedroht Dieſe Drohung iſt von
allen Parteien mit demonſtrativem Beifall aufgenommen
worden. Angeſichts dieſer Umſtände haben der Staatskangzler
Renner und die ſozialdemokratiſchen Staatsſekretäre und
Unterſtaatsſekretäre den Verband der ſozialdemokratiſchen Ab-
geordneten um Ermächtigung erſucht, zu demiſſionieren.
Der Verband hat dieſe Abſicht zur Kenntnis genommen.

Wer die Leitung der deutſchöſterreichiſchen Geſchicke neuer-
dings in die Hand bekommt, das dürfte ſich, wie der „Lok.-Anz.“
von der Berliner öſterreichiſchen Vertretung erfährt, ſehr bald
entſcheiden. Heute findet in Wien ein Kabinettsrat ſtatt,
der die Entwicklung der Dinge beſchleunigen dürfte. Es iſt
als ziemlich ſicher anzunehmen, daß die Koalition in etwas ge
änderter Form wieder zuſtandekommt. Von beſonderem Jn-
tereſſe ſind die Vermutungen, die ſich an den Namen Otto
Bauer knüpfen. Man ſpricht davon, daß er in irgend einer
Funktion wieder in das Kabinett als ſozialdemokratiſcher
Staatsſekretär eintritt, natürlich nur, falls die Koalition
wieder zuſammengeleimt wird. Für den Poſten eines Außen-
miniſters ſcheint er nicht in Betracht zu kommen, weil
ſeine Haltung in der Anſchlußfrage der Entente nicht
genehm iſt. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß er dazu auser-
ſehen iſt, Nachfolger des Staatskanzlers Renner
zu werden. Es herrſcht in Wien anſcheinend Ruhe. Doch iſt
in der Arbeiterſchaft eine gewiſſe Gärung unverkennbar.

Deutſchland wird nicht unterſchreiben
da. Kopenhagen, 11, Juni.

Der Berliner Korreſpondent der „Politiken“ meldet ſeinem
Blatt, daß Deutſchland nicht geneigt ſei, das Schlußprotokoll
über Schleswig in ſeiner jetzigen Geſtalt zu unterſchreiben.
Die deutſche Regierung habe ſofort nach Empfang des
Entwurfs eine Verlängerung des Zehntagetermins um min-
deſtens 10 weitere Tage verlangt, da es unmöglich ſei, im
Laufe von 10 Tagen die umfaſſenden Verhandlungen zu Ende
zu bringen, die nötig ſeien. Auch die neue Regierung, die dem
nächſt kommen werde, würde ſich auf keinen anderen Stand
punkt ſtellen. Ein hervorragendes Mitglied einer Partei, die
ſicher in der neuen Regierung vertreten ſein werde, erklärte
dem Berichterſtatter der „Politiken“ im Hinblick auf den
däniſch- deutſchen Grenzvertrag: „Warum ſollen wir unter
ſchreiben! Sie müſſen daran denken, daß unſere Stellung jetzt
eine ganz andere iſt als in Verſailles.“

Neue polniſche „Siegesmeldungen“
w. Kopenhagen, 11. Juni.

Nach einem Telegramm aus Warſchau beſagt der polniſche
Generalſtabsbericht: Zwiſchen der Dünag und der oberen Be
reſina hat die polniſche Gegenoffenſive in ſchweren Kämpfen
den Widerſtand des Feindes gebrochen. Es kam zu
einer Ausgleichung der Front, ſo daß die Kämpfe jetzt wieder in
dem Gebiet ſich abſpielen, von wo die bolſchewiſtiſche Offenſive
ihren Ausgangspunkt genommen hat. Jn den letzten Kämpfen
hatte der Feind bedeutende Verluſte. Die 12., 18. und 55. bol
ſchewiſtiſche Diviſion ſind vollſtändig aufgelöſt. An der
Düna verſuchte der Feind Widerſtand in offenen, ſtark einge
mauerten Stellungen, die vom Kriege herſtammen. Beim
Brückenkopf Kiew jenſeits des Dujepr ſprengten polniſche Ab-
teilungen die dort vereinigten bolſchewiſtiſchen Streitkräfte cus
einander, machten eine Anzahl Gefangene und erbeuteten Ma-
ſchinengewehre und 2 ſchwere Geſchütze. Zwiſchen Dnjepr und
Drujeſtr machten die polniſch- ukrainiſchen Truppen bedeutende
Fortſchritte. Ukrainiſche Abteilungen haben die Stadt Human
beſetzt.

Der ſchwediſch-finniſche Konflikt
b. Stockholm, 11. Juni.

Auf das Erſuchen der ſchwediſchen Regierung an Finnland,
wegen der Verhaftung der Aländer Aufklärung zugeben, antwortete die finniſche Regierung in einer Note, in der
ſie die Gründe ihres Verhaltens darlegt, im übrigen aber die
gonze Frage als innere Angelegenheit erklärt. Jn ihrer Ant-
wort auf dieſe Note erinnert die ſchwediſche Regierung daran,
daß Finnland ſelbſt ſeine ſtaatliche Unabhängigkeit der An
wendung des Grundſatzes des Selbſtbeſtimmungsrechts zu ver-
danken habe, ja, daß Finnland in der Frage der Vereinigung
von Fider-Karelien mit Finnland ſich ausdrücklich von neuem
auf dieſen Grundſatz berufen habe, ähnlich wie Schweden Ab-
geordnete dieſer Landesteile empfangen und deren Wünſche bei
den Großmächten mit allen Kräften vertreten habe, Maß
nahmen, wie die gegen die Aländer getroffenen, müßten im
ſchwediſchen Volke eine Stimmung hervorrwfen, tief
gehende und unheilvolle Rückwirkungen auf das
Verhältnis zwiſchen den beiden Ländern ausüben werden. Die
geſamte ſchwediſche 5ffentliche Meinung betrachte die vorge-

Verhaftungen als eine Kränkung unveräußerlicher
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Die neue preußiſche Verfaſſung
Von Dr. von Kries,

Vizepräſident der preußiſchen Landesverſammlung.

III.
Einer Sonderregelung unterliegen in dem

Entwurf der preußiſchen Verfaſſung gewiſſe Finanz-
angelegenheiten. Die Bewilligungsfreudigkeit der
verfaſſunggebenden Landesverſammlung hat in den Kreiſen
der Mehrheitsparteien Bedenken darüber ausgelöſt, ob eine
geordnete Finanzverwaltung ſich auf dem ſouveränen
Volkshauſe allein aufbauen laſſen würde und ob es nicht
unerläßlich ſei, über Modifizierung des Einkommen-
ſyſtems, das man grundſätzlich nicht preisgeben wollte,
wenigſtens für Finanzangelegenheiten ein retar-
dierendes Moment in die Verfaſſung einzubauen.
So iſt denn als recht kümmerliches Ergebnis langer Kom-
promißverhandlungen zwiſchen den Mehrheitsparteien der
Finanzrat hereingekommen. Dem Finanzrat, deſſen Mit-
glieder das 35. Lebensjahr vollendet haben müſſen, ſollen
die gemäß Art. 63 der Reichsverfaſſung von den Provin
zialverwaltungen zu beſtellenden preußiſchen Mitglieder
des Reichsrats (zurzeit 11) und ebenſo viele andere Mit-
glieder angehören, von denen 4 kraft ihres Amtes berufen
werden, ſo die Präſidenten der Staatsbank, der Staats-
ſchuldenverwaltung und der Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, die
übrigen, zurzeit alſo 7, vom Landtag zu wählen ſind.
Landtagsabgeordnete ſcheiden mit Annahme der Wahl aus
dem Landtag aus. Die Wahl erfolgt auf 6 Jahre mit der
Maßgabe, daß alle 2 Jahre ein Drittel der Gewählten aus-
ſcheidet. Die Wiederwahl iſt zuläſſig.

Die Zuſtändigkeit des Finanzrates iſt nach S 56 des
Entwurfes nur eine ſehr beſchränkte. Seine Zuſtimmung
iſt einzuholen, wenn der Landtag Ausgaben beſchließen
will, die über den von der Staatsregierung vorgeſchlagenen
oder bewilligten Betrag hinausgehen, für neue Steuern,
für die Aufnahmen von Anleihen und Uebernahmen von
Bürgſchaften und endlich für Ausgaben, für die noch keine
Deckung vorhanden iſt oder für die die Deckung durch An
leihen erfolgen ſoll. Erhebt der Finanzrat in einem dieſer
Fälle Widerſpruch gegen einen Beſchluß des Landtages, ſo
iſt erneute Beſchlußfaſſung des Landtages herbeizuführen.
Beſchließt der Landtag mit Zweidrittelmehrheit an ſeinem
früheren Beſchluſſe feſtzuhalten, ſo hat es bei letzterem ſeir
Bewenden, ſofern die Staatsregierung nicht zur Auflöſung
des Landtages ſchreitet (F 57).

Der Finanzrat iſt in Zuſammenſetzung und Zu-
ſtändigkeit ein offenbares Verlegenheitsprodukt.
Man ſah die Gefahren des Einkommenſyſtems, man wollte
ſich vor den ſchlimmſten Folgen wenigſtens ſchützen, und
man wagte nicht, den einzig richtigen Weg zu beſchreiten:
den Weg des Ueberganges zum Zweikammernſyſtem.

Faſt alle Kulturſtaaten, ſoweit ſie zur parlämentari-
ſchen Regierungsform übergegangen ſind, haben das Zwei-
kammernſyſtem: auch Polen und die Tſchecho-Slowakei

wollen das Zweikammernſyſtem annehmen. Nur revo-
lutionäre Strömungen können das Zweikammernſyſtem
nicht ertragen. So haben ſich die Revolutionen Englands
und Frankreichs unter dem Einkammerſyſtem abgeſpielt,
aber beide Staaten ſind, als wieder ruhigere Zeiten ein-
gekehrt waren, zum Zweikammernſyſtem übergegangen.
Der innere Grund dieſer Erſcheinung liegt darin, daß die
Abhängigkeit der aus den allgemeinen Wahlen hervor-
gehenden Volkskammer von den wechſelnden Stimmungen
der öffentlichen Meinung zu einer für die Freiheit des ein-
zelnen Staatsbürgers unerträglichen Willkürherrſchaft
führen kann, wenn jeder Sprung der öffentlichen Meinung
ſich in der Volkskammer alsbald in den Staatswillen um
ſetzt. Das Zweikammernſyſtem ſoll dem vorbeugen, indem
es der Souveränität der öffentlichen Meinung gewiſſe
Schranken ſetzt. Es ſoll nicht allein durch mehrfache Be
ratung und Beſchlußfaſſung über dieſelbe Angelegenheit
Ueberſtürzungen verhüten und als Hemmſchuh gegen allzu
ſchnelles Fahren auf abſchüſſiger Bahn wirken, ſondern es
ſoll der Kammer der öffentlichen Meinung in der anderen
Kammer ein, anderes Lebensprinzip gegenüberſtellen, was
natürlich nur zu erreichen iſt, wenn dieſe andere Kammer

mag man ſie nun Senat, Staatsrat oder ſonſtwie
nennen nicht aus allgemeinen Wahlen hervorgeht. Für
Zreußen kommen bei der Bildung eines Staatsrates
dies ſcheint der Name zu ſein, der in der Landesverſamm-
lung noch am erſten Gnade finden wird das beruf-
ſtändiſche oder das kommunalſtändiſche Prinzip oder eine
Verbindung beider in Frage.

Ein berufſtändiſch organiſierter Staatsrat, in dem die
beſonderen kulturellen und wirtſchaftlichen Eigenarten
Preußen kommen bei der Bildung eines Staatsrates
ſchiedenen Landesteile zu Worte kommen, wird die Er-
füllung alter konſervativer Beſtrebungen bedeuten. Aber
ſo verlockend es wäre, dieſes Ziel anzuſtreben, ſo will es
mir nach Lage der Verhältniſſe doch geboten erſcheinen, auch
den landsmannſchaftlichen Jntereſſen der einzelnen Pro
vinzen eine Vertretung im Staatsrat gu fichern, und den

eſamtmitgliederzahl höchſtens die
Landtages erreichen darf, etwa

Staatsrat, der in ſeiner
Hälfte der Mitglieder d

e e

e

zu zwei Dritteln berufſtändiſch, zu einem Drittel proviggiat
ſtändiſch zuſammenzuſetzen.



Die Zuſtändigkeit des Staatsrates dürfte natürlich Kategorie politiſcher Gebilde denn die Organiſation einzureihen
nicht auf das finanzielle Gebiet beſchränkt werden, ſondern
wäre auf das geſamte Gebiet der Geſetzgebung zu erſtrecken,
wobei gewiſſe Vorrechte der Volkskammer beim Etat und
bei Finanzgeſetzen, ähnlich wie ſie ſchon früher beſtanden,
gewährt werden könnten. Bei Meinungsverſchiedenheiten
zwiſchen Landtag und Staatsrat wäre, ſoweit die Ange
„egenheit nicht auf ſich beruhen kann, der Volksentſcheid
herbeizuführen.

Der Staaksrat, den der Abgeordnete Dr. Preuß vor-
ſchlägt, iſt anderer Natur. Er ſoll das, was im Reiche der
Reichsrat iſt, für Preußen ſein: eine Vertretung der Pro
vinzen beim Geſamtſtaate. Dieſer Vorſchlag geht folge-
richtig den Weg weiter, den die Reichsgeſetzgebung in den
Artikeln 18 und 63 der Reichsverfaſſung beſchritten hat,
und gibt zugleich, indem er den Staatsrat auf die Berufung
der Miniſter und die Auflöſung des Landtages übertragen
will, geſchickter als der Regierungsentwurf Mittel und
Wege an die Hand, wie man den preußiſchen Landespräſi-
denten allenfalls in Wegfall bringen kann.

Wer Preußens Miſſion für endgültig erfüllt hält, mag
dieſen Vorſchlag annehmen, der mit mathematiſcher Sicher
heit zur beſchleunigten Auflöſung Preußens führen
muß. Wer aber glaubt, daß Preußen, und zwar gleichviel,
ob man am Ende der Entwicklung des Einheitsſtaates
Deutſchland ſteht oder nicht, auch jetzt noch große Ausgaben
zu erfüllen hat bei dem Wiederaufbau unſeres deutſchen
Vaterlandes, wer glaubt, daß der Preußengeiſt und die
alten preußiſchen Tugenden Ordnung, Diſziplin und Spar
jamreit allein imſtande ſein werden, die Wiederaufrichtung
Deutſchlands nach ſeinem tiefen Fall zu ermöglichen, der
muß den Vorſchlag des Abgeordneten Dr. Preuß grund-
ſätzlich ablehnen und einen Staatsrat für Preußen an
ſtreben, der neben dem Parlament der allgemeinen Wahlen
als zweiter Faktor der Geſetzgebung arbeitet und zum
Beſten des Vaterlandes als die verſchiedenortigen wirt-
ſchaftlichen und landsmannſchaftlichen Jntereſſen zu Worte
kommen läßt, „„die in dem Parlament der allgemeinen
Wahlen gegenüber den dort in erſter Linie maßgebenden
varlamentariſch-taktiſchen Erwägungen vielfach nicht aus-
ceichend zur Geltung kommen werden.

„Gefahren der Deutſchen Volkspartei“
Das Organ der Deutſchen Volkspartei, die

Zeitung“ in
mit dem Jnſerat der Deutſchnationalen Volkspartei, welches
kurz vor den
und die Ueberſchrift „Gefahren der Deutſchen Volks
partei“ trug. Aus der Polemik des volksparteilichen Organs
gegen die in dieſem Jnſerat enthaltenen Ausführungen ſowie
Ar das Jnſerat ſelbſt heben wir folgendes hervor:

n dem Jnſerat wurde als die eine der der Deutſchen Volkspartei drohenden Gefahren die Tatſache bezeichnet, z in den
letzten Monaten zahlreiche namhafte und einflußreiche Vertreter
des Judentums ihren Anſchluß an die Deutſche Volkspartei voll
ogen haben. Hierzu bemerkt das volksparteiliche Organ, daß
ie Deutſche Volkspartei „den Einfluß des Judentums auf ihre

Politik zum mindeſten ebenſo ſcharf überwachen wird“, wie die
Deutſchnationale Volkspartei „es von ſich behauptet“. „Worin
ſich die Parteien in dieſer Beziehung ſcheiden, das dürften in
erſter Linie taktiſche, mithin graduelle, nicht generelle
Unterſchiede ſein, inſofern, als die Volkspartei darauf hält,
auch die Abwehr des jüdiſchen Einfluſſes in Formen zu

denen nach
nterſtellung und

e ine Die ian n ſind. n enthalteneSehäſſigkit beſonders zurückzuweifen, erübrigt ſich, da ſie ſich von
ſelbſt richten. Es genügt, unſere Leſer darauf hingewieſen zuäben. Sachlich bemerkt das Blatt zu dieſem Pante dar
treſemann nicht jüdiſch verheiratet ſei, und da auch in der

Deutſchnationalen Volkspartei verſchiedentlich jüdiſcher Einfluß
ſich zeige, daß beiſpielsweiſe im Vorſtand des Landesverbandes
Schleſien „allein acht jüdiſche a ſäßen. Das erſte wird die
Oeffentlichkeit zweifellos als Neuigkeit erfahren, das zweite aberiſt freie Srfin un g.

Als zweite Gefahr der Deutſchen Volkspartei war in dem
Jnſerat deren Stellung als „Mittelpartei“ bezeichnet. Hiergegenweiß das voſtzrorteiſhe Organ an Tatſächlichem nichts

agen, nicht einmal, wie vorhin, die Verſicherung abzugeben,
ß. die Deutſche Volkspartei ſchon keine „Mittelpartei“ werden

werde. Dagegen zerbricht es ſich den Kopf über die Zukunft der
Deutſchnationalen Volkspartei und meint, daß dieſe in eine kon

ſervative und eine liberale Partei in demſelben Augenblick aus-
einanderfallen werde, „in dem die Deutſchnationalen eine konſe-
quente Parteibildung durchführen.“ Der Leſer wird hieraus
gewiß mit nicht geringem Erſtaunen vernehmen, daß die Deutſch
gationale Volkspartei noch keine „konſequente Parteibildung“
beſitzt. Hoffentlich bekommt das volksparteiliche Organ nun
nicht noch ſchlafloſe Nächte darüber, in welche agriſtoteliſche

Wahlen in der „Halleſchen Zeitung erſchienen war

e verfolgt worden,Vollsp „AllgemeineHalle, beſchäftigt ſich in ihrer geſtrigen Ausgabe
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iſt, welche der deutſchnationgle Gedanke ſich bereits gegeben hat.
Es ſcheint vielercrts mit Un behagen bemerkt zu werden, daß
ſich in der Deutſchnationalen Volkspartei Angehörige ſehr ver
ſchiedener früherer politiſcher Parteien vereinigt haben, die ſich
alle durch das nationale Band zuſammengeſchloſſen
fühlen, wodurch dieſe Partei nicht mit Unrecht den Ruf einer
vaterländiſchen Sammelpartei erhalten hat, was ihre Werbekraft
naturgemäß außerordentlich ſtärken mußte.

Die Polemik der Allgemeinen Zeitung“ richtet ſich aber
beſenders gegen das ſpäte Erſcheinen des Jnſerates, das der
Deutſchen Volkspartei nicht mehr ermöglicht hätte, noch vor dem
Wahltage dazu Stellung zu nehmen. Die Unzufriedenheit, die
hierin zum Ausdruck kommt, kann wohl kaum ernſt genommen
werden, denn die Deutſchnationale Volkspartei iſt doch unmöglich
verpflichtet, der Volkspartei vorher anzuzeigen, daß ein Angriff
auf ſie erfolgen werde, damit dieſe dann ſich rechtzeitig das
Abwehrmaterial e kann vielleicht auch noch mit Hilfe
der Deutſchnationalen Volkspartei? Eine ſolche ine der
Deutſchen Volkspartei mußte von dem Augenblick an abſurd
wirken, in welchem dieſe Partei es ablehnte, zum Falle des
Delitzſcher Flugblattes eine öffentliche Erklärung abzugeben,
welche die vorher beſtandene Situation allein wieder herzuſtellen
eeignet geweſen wäre. Nachdem von ſeiten der Deutſchen
olkspartei ſo das burgfriedliche Verhältnis geſtört worden war

es wird uns mitgeteilt, daß der Genzralſekretär der
Deutſchen Volkspartei in Halle ſelbſt der Verfaſſer jenes ver
letzenden Flugblattes geweſen iſt mußte dieſe der Deutſch
nationalen Volkspartei es ſchon überlaſſen, ſelber den Ort und
Zeitpunkt der Entgegnung zu beſtimmen. Wenn das volks
parteiliche Organ die Veröffentlichung dieſes Jnſerates am
Sonnabend vor der Wahl „eine Feigheit“ nennt, weil die
„Allgemeine Zeitung“ darauf nicht mehr entgegnen konnte, ſo
nimmt hier die „Abwehr“ zwar nicht des jüdiſchen Einfluſſes,
wohl aber durchaus einwandfreier und berechtigter deutſchnatio
naler Parteipropaganda Formen an, denen „nach ge
wiſſer Seite“ keine Grenzen gezogen ſind. Es iſt uns
verſagt, dieſe Jnvektive in ähnlicher Form zurückzuweiſen, es
enügt uns, ſie niedriger zu hängen. Wenn auch mit einemFeitiſgtinſerat oder artikel nicht mehr entgegnet werden konnte,

ſo lag doch immer noch die Möglichkeit vor, durch Flugblätter uſw.
darauf zu antworten. Daß gegen den Jnhalt des Jnſerats aber
nichts tichhaltiges vorgebracht werden kann, beweiſt am beſten
der geſtrige Artikel in der „Allgemeinen Zeitung“, der, obwohl
faſt eine ganze Woche gewiß intenſiven Nachdenkens ſeit dem
Erſcheinen des Jnſerats verfloſſen war, geradezu lächerlich
wenig Tatſächliches vorzubringen e

„Es darf mit Genugtuung feſtgeſtellt werden, und es iſt in
weiten Kreiſen der bürgerlichen Wählerſchaft mit beſonderer Be

daß die beiden rechtsbürgerlichen
arteien in Halle, die Deutſchnationale und die Deutſche

Volkspartei, den Wahlkampf geführt haben, ohne einander
irgendwie offen eder verſteckt das Waſſer zu trüben oder abzu
graben.“ Mit dieſen Worten leitet die „Allg. Ztg.“ ihre
geſtrige Polemik ein, und man muß ſagen, daß ſie durchaus
richtig ſind ſoweit ſie ſich auf die Deutſchnationale
Volkspartei beziehen. Weder vom Deutſchnationalen Landes
verband, noch vom Halleſchen Kreis und Ortsverein, noch von
der „Halleſchen Zeitung“ iſt je ein Angriff auf die Deutſche
Volkspartei bis zum Erſcheinen des Delitzſcher Flugblattes er-
ſchienen. Von deutſchnationaler Seite iſt auch über die etwas
eigenartige Agitation des Herrn Dr. Cremer hinweggeſehen
worden, der u. a. in Vorträgen behauptet hatte, die Deutſch
nationale Volkspartei ſei die alte konſervative Junkerpartei und
werde einſeitig von Junkern geführt worüber von den „All-

emeinen Zeitung“ getreulich berichtet wurde, es wurde auch
über hinweggeſehen, daß von volksparteilichen Rednern ein

Keil zwiſchen die Deutſchnationale Volkspartei und den Land
bund zu treiben verſucht wurde, u. a. m. Erſt das Delitzſcher
Flugblatt der Deutſchen Volkspartei, deſſentwegen von deutſch
nationaler Seite Anzeige beim Staatsanwalt erhoben wurde,
machte es dem Deutſchnationalen Volksverein Halle zur Pflicht,
aus ſeiner bis dahin beobachteten Reſerve heraus zutreten.

Wenn die Allgemeine Zeitung“ zum Schluß „auf ein
weiteres erſprießliches gemeinſames Wirken der beiden Par
teien in der Richtung der großen gemeinſamen Ziele“ hofft, ſo
darf man wohl der Vermutung Ausdruck geben, daß ſich nunmehr
auch gewiſſe Kreiſe der Deutſchen Volkspartei angelegen ſein
laſſen wollen, im Sinne und Geiſte der ſchönen Eingangsworte
der geſtrigen Polemik der „Allgemeinen Zeitung“ zu handeln.
Das würde von allen Kreiſen der Deutſchnationalen Volks
vartei mit lebhafter Befriedigung begrüßt werden. Mit aller
Deutlichkei“ mag aber zum Schluß nochmals hervorgehoben
werden, daß von deutſchnationaler Seite größeres Gewicht auf
entſprechende Taten als auf gutklingende Worte gelegt wird.

Graf Weſtarp gewählt. Jn der geſtrigen Sitzung des Wahl-
ausſchuſſes für den Wahlkreis 83, die im Charlottenburger Rat
haus unter Vorſitz des Regierungsrates von Schoen ſtattfand,
wurde als das vorläufige amtliche Wahlergebris mitgeteilt, daß
die Deutſchnationale Volkspartei im Wahlkreiſe Teltow-Beskow-
Charlottenburg 120 222 Stimmen erhalten habe. Danach wäre
nicht nur Verlagsdirektor Wulle, ſondern auch Graf Weſtarh
gewählt, und er ergibt ſich ein Reſt von 222 Stimmen für die
Verbandsliſte.
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Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

61 Von Max Treu- Halle.
„Das können Sie tun, und niemand wird Sie hindern,

ſofern Sie nicht widerrechtlich in fremdes Eigentum ein-
greifen. Dieſer Friedhof iſt unſer! Wir haben uns ſeiner
nicht entäußert, niemand hat uns verkündet, daß der Bahn
bau über dieſe heilige Stätte, wo unſere Väter ruhen, ge
führt werden ſolle, und ſo ſteht auch niemand ein Recht zu,
plötzlich und meuchleriſch über unſer Eigentum herzufallen.
Nochmals fordere ich Sie auf, die Arbeiten zu ſiſtieren!“

„Und wenn ich das nicht tue?“
„So dürfen Sie ſich nicht wundern, wenn ich Sie als

einen Einbrecher in fremdes Eigentum anſehe und gegen
Sie als einen ſolchen verfahre!“

Die Arbeiter ringsum hatten ihre Arbeiten unter-
brochen teils verwundert und erſtaunt, teils aber auch voll
hämiſcher Schadenfreude, ſahen ſie zu uns herüber.

Da rief Simai ihnen auf ungariſch zu:
„Laßt euch nicht ſtören, Leute! Die Arbeiten nehmen

hren Fortgang, wie ich es befohlen!“
Schon aber ſtand Reiner dicht neben ihm:
„Dann verhafte ich Sie als Friedensbrecher und bös-

vwilligen Eigentumszerſtörer! Folgen Sie mir, Herr Simai.
Sie ſind mein Gefangener!“

Es blitzte unheimlich in des Ungarn Augen auf.
„Mich verhaften! Sind Sie toll geworden, Herr Orts-

vorſteher
Und mit lauter Stimme rief er ſeinen Arbeitern zu:
„Hierher, Leute, zu mir! Man will mir Gewalt

antun!
m Nu ſtanden mehrere, mit ſchweren Hämmern und

mit ufeln bewaffnet, neben ihm.
Reiner donnerte ihnen entgegen
„Zurück! Wollt ihr euch des Widerſtandes und des
friedensbruches ichuldig machen

Ein drohendes Gemurmehl war die Antwort, und dichter
drängten ſie ſich um den Jngenieur.

Eine blutige Kataſtrophe ſtand bevor, da ich Reiner
zu gut kannte, um zu wiſſen, daß er um keinen Preis in
dieſer Situation nachgeben werde.

Da ſchallte ein dumpfer Laut vom Dorfe her, ein
zweiter folgte, ein dritter, ein vierter und nun klang
das eintönige, gellende Geläut der Sturmglocke über die
Landſchaft hin.

Und im ſelben Augenblicke eilte ſchon Pfarrer Mathias
mit einigen Bauern herbei, denen drei Gendarmen auf
dem Fuße folgten.

Ein Schrei der Empörung kam aus des Pfarrers
Munde und ein grimmer Fluch über die Lippen der Bauern,
als ſie die Zerſtörung wahrnahmen.

Wieder rief Reiner den fremden Arbeitern zu:
„Geht zurück, Leute, und tretet meinen Amtshandlun-
nicht entgegen! Sie aber, Herr Jngenieur Simai,

fordere ich nochmals auf, mir zu folgen!“
„Den Teufel werde ich das tun!“ knirſchte er.
Reiner rief den Gendarmen einige Worte zu; einen

Augenblick ſtutzten dieſe, aber dann traten ſie an den Jnge-
nieur heran und nahmen ihn in die Mitte, um ihn fort-
zuführen. Da ſchallte aus den Reihen der Arbeiter der un
gariſche Ruf: „Zu uns herüber, Gendarmen! Was tut ihr
bei den deutſchen Hunden?“

Aber ſofort hatte Reiner den Schreier gepackt und ihn
durch einen Stoß vor die Bruſt niedergeſtoßen. Jmmer
dichter füllte ſich der Kirchhof mit den Gemeindeangehöri-
gen Beidenburgs, Männer, Weiber und Kinder durchein-
ander; die Deutſchen waren in der großen Ueberzahl, und
keinem Vernünftigen konnte ein eifel beſtehen, auf
weſſen Seite der Ausgang eines etwaigen blutigen Zu
ſammenſtoßes ſein werde, ſelbſt wenn die Gendarmen ge
meinſame Sache mit den Ungarn machen ſollten.

Vom Dorfe her aber ſchallte noch immer der Ruf der

gen

Sturmglocken herüber, der wild erregten Menge ankündend,
daß immer weiterer Zuzug ſich einſtellen werde. Man ſah

brauchen nur

Hhamburgs Niedergang Englands Gewinn
Gardiner, der Herausgeber und Chefredakteur de

News“, ſetzt ſeine Artikelreihe über Deutſchland fort,
Fozit der von ihm bei ſeinem kürzlichen Beſuch i
Hamburg und zahlreichen anderen Plätzen des D
Reiches gewonnenen Eindrücke und Beobachtungen ziehen ſollen
Der zweite dieſer Artikel erhatrig ſich mit dem gegenwärtigen
Ausſehen Hamburgs und den Zukunftsmöglichkeiten
dieſes größten deutſchen Hafens. Wir geben aus Gardinere
Ausführungen die weſentlichſten Stellen wieder:

Man pflegt zu ſagen, die Deutſchen erkennen immer noch
nicht an, daß ſie geſchlagen ſeien. Wenn das jemals für irgend
welche Deutſche Geltung haben ſollte, ſo iſt es ganz gewiß
nicht wahr mit Bezug auf die heutigen Hamburger Sie

einen Blick auf ihren Fluß und die Docks zu
werſen, um zu wiſſen, wer den Krieg gewann und welchen
Preis ſie haben zahlen müſſen. Vor 6 Jahren war
Hamburg der drittgrößte Hafen der Welt. Sein Fluß,
ſeine Docks und ſeine Werften boten ein Schauſpiel von faſt
beiſpielloſer Lebendigkeit. Heute iſt alles dahin, geblieben
ſind nur Küſten und kleine Frachtdampfer. Die deutſhe
Handelsmarine iſt von den Straßen des Weltmeeres
völlig verſchwunden. Die großen Gebäude der Ham-
burgAmerikaLinie atmen kaum noch Leben. Faſt ſind ſie ſo
ruhig wie ein Kirchhof. Als ich einen der Direktoren befragte,
worin denn eigentlich jetzt ihre Tätigkeit beſtände, ſagte er mit
einem Unterton leiſer Trauer, ſie wären jetzt die Schiff
agenten für die EllermannLinie, die Kerr-Linie und manche
anderen engliſchen und amerikaniſchen Linien. Sie haben auch
ſchon wieder zu bauen begonnen, aber nicht für ſich ſelbſt. Das
Schiffsungetüm, der „Vismarck“, mit deſſen Bau vor dem Kriege
begonnen war, nähert ſich ſeiner Fertigſtellung; nach Vollendung
aber geht er an die Alliierten über. Es dürfte nicht
leicht ſein, ſich einen troſtloſeren Zuſtand der Stagnation auszu-
malen, als den Anblick, den die Docks gegenwärtig bieten. Mei,
len und Meilen kann man an Werften entlang wandern, über
denen Einſamkeit brütet, an großen Warenſpei-cher n, die geſchloſſen, und an Docks, die leer ſind. Hier und da
zeigt ſich wohl geringe Tätigkeit, aber in der Totenſtille trägt ſie
nur dazu bei, die allgemeine Stagnation zu unterſtreichen.

Und doch wäre es verfehlt, Hamburg als eine Stadt anzu-
ſehen, die in einen Abgrund von Verzweiflung geſunken iſt. Jm
Gegenteil, ſein äußeres Antlitz zeigt Heiterkeit und Vertrauen
Hamburg hat wenig von der Angſt und Niedergedrücktheit, die
ſich in Verlin bemerkbar machen. Zudem weiß Hamburg, was
immer auch geſchehen mag, daß es doch der große Einfalls-
hafen für Mitteleuropa bleiben muß. Sogar die
Tſchechoſlowakei muß ihre Zufuhren von außer her durch dieſen
Torweg leiten. Und ſchon ſetzt im Wechſel der Gezeiten die Flut
des Handels wieder ein. Sie iſt dem nackten Auge noch nicht
ehr ſichtbar, aber die Hamburger weiſen verheißungsvoll aufber engliſchen und amerikaniſchen Schiffslinien hin, die jetzt im

Begriff ſtehen, aus allen Teilen der Welt ihren Schiffsverkehr
wieder nach Hamburg zu lenken. Auch eine Mer e reuer
Schiffsagenturen hat ſich niedergelaſſen, ja, ein großer Teil
amerikaniſcher und neutraler Unternehmungsluſt iſt dabei, die
Möglichkeiten des Hafens gehörig auszuſchöpfen. Ich begegne in
engliſchen Kreiſen ſtarkem Bedauern, daß engliſcho Kapital ſo
wenig Neigung zeigt, ſich dieſem Wettkampf anzuſchließen, der
fraglos der Abenteuer- und Unternehmungsluſt ein reichliches
Feld bietet. Es iſt ein Feld, das auf lange Zeit hinaus von den
Deutſchen nicht wieder mit Beſcqchlag belegt
werden kann. Mit ihren enormen inneren und äußeren Schul-
den werden ſie Hol zhauer und Waſſerſchlepper
ür den Ausländer ſein. Jhnen werden die Sgiffe, die

in Hamburg ein und ausfahren, noch ſo manches Jahr nicht
gebören, aber immerhin, der Frachtverkehr wird wieder
kommen, und obgleich er auf ausländiſchem Schiffsboden ſich ab
ſpielt und der erſte Nutzen fremden Reedern kommen
wird, es gibt doch wieder Arbeit und Löhne für d Hamburger
Volk und eine nicht unbeträchtliche Ueberſchußſumme für die
Handelsgemeinſchaft. Die großen Hamburger Schiffs und
Handelskönige, die ſind es, die untergegangen ſind. Jn des
Wortes wahrſter Bedeutung iſt Hamburg aus deutſchen
in ausländiſche Hände übergegangen. Es wird der
Tributar fremden Kapitals ſein.

Zur Abſtimmung in Oſtpreußen Der deutſche Schutzbund
teilt mit, daß die Einſpruchsfriſt für die Abſtimmungsberech
tigten in Oſtpreußen bis zum 20 Juni verlängert worden iſt.
Stimmberechtigte, die den Wahlausweis bis zum 15. Juni noch
nicht erhalten haben, tun daher gut, unverzüglich bei der Ab
ſtimmungskommiſſion ihres Geburtsortes Einſpruch zu erheben.

Denkmalsſchändung in Oberſchleſien. Der „Oberſchleſiſchen
Morgenzeitung“ zufolge ſind in der vergangenen Nacht in
Rodzin und Schoppinitz die Denkmäler Kaiſer Wilhelms I. und
Kaiſer Friedrichs von Bubenhänden durch Dynamit beſchädigt
worden. Das erſtere iſt vollſtändig zerſtört. Bei letzterem iſt
der Sockel zerſprengt.

es den Fremden an: hatten erkannt, daß mit den Bei-
denburgern nicht zu ſcherzen wäre.Wollen Sie mir nun folgen oder nicht?“ fragte Reiner

drohend den Jngenieur. „Oder wollen Sie mich wirklich
zwingen, Sie binden und unter dem Hallogeſchrei der Ju
gend auf einer Karre transportieren zu laſſen?

„Wohin?“ fragte Simai bebend vor Zorn und Wut.
„Zum Gemeindehaus! Jch will aus Jhrem Munde

den Tatbeſtand zu Protokoll nehmen und mich dann ſchlüſſig
machen, ob ich Sie wieder auf freien Fuß ſetze oder als Ge
fangenen dem Gerichte in der Stadt zuführen laſſe

Der Ingenieur ſah, daß Widerſtand zwecklos geweſen
wäre und die Beidenburger nur noch mehr reizen müſſe.
So fügte er ſich denn in das Unvermeidliche und trat, von
zwei Gendarmen begleitet, den Rückweg zum Dorfe an.

Reiner wandte ſich an die übrigen vier Gendarmen;
ſie haten ſich inzwiſchen alle eingefunden. a

„Jhr haltet Wache am Friedhof!“ befahl er. „Jeben
Verſuch, zu arbeiten, verhindert ihr wenn es ſein muß,

mit Waffengewalt!“ n ichaffUnd dann hob er ſeine Stimme, und gewaltig ſchallte
ſie über die lautlos harrende Menge hin:

„Geht jetzt heim, ihr Leute! Jhr alle, ihr Brüder m
Beidenburg wie die Fremden! Keiner wage des Dorfe
Frieden u brechen! Euch aber, liebe Brüder, die ihr n
Gemeinderat gehört, euch fordere ich auf, ſofort zur Ver

ſammlung zu kommen!“ arretRuhig und ſtill verlief. fich der Strom. Nur Pfarr
Mathias, Reiner und ich blieben zurück, um jeder Mögli
keit eines Zuſammenſtoßes perſönlich vorbeugen zu können.
Die Gendarmen verteilten ſich auf ihre Poſten. tPfarrer Matthias trat jetzt heftig an Reiner heran.
ergriff deſſen beide und fügte die meine hinzu, wa
rend er tiefernſt die Worte ſagte: v„Die Feinde wollen an uns liebe Freunde! Aber zu
Verrätern an unſerer Sache ſollen ſie uns nicht machen!

„Kiemals!“ ſagte Reiner.
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Hie Keichsſchulkonferenz
(1. Tag.)

d. BVerlin, 11. Juni.
unter gewaltigem Andrange begann heute vormittag im

zungsſaale des Reichstages die „Reichsſchulkonferenz“. Derl bietet kaum noch Platz für die R uſſenberkamm
g. Auch die Tribünen ſind ſtark beſetzt. Regierungsver-
t yaben ſich zahlreich eingeſtellt.
Gegen 3411 Uhr eröffnet Reichsminiſter Koch die Konferenz,
e ſeit längerer Zeit von Schulmännern erſehnt worden ſei.
n ſo mehr, ſagte er, iſt es angebracht, vor einer Ueber
hahung der Möglichkeiten zu warnen, die dieſe

ferenz bietet (Lebhafte allſeitige Zuſtimmung.) Es iſt
ſagt möglich bei einer Teilnehmerzahl von 600 und mehr
und bei der Vielgeſtaltigkeit des Schulweſens war ſie nicht zu

ränken zu fertigen Geſetzentwürfen oder auch nur Or-
nſationsplänen zu kommen. Allgemeine Zuſtimmung.) Es
nicht möglich, jeden ſo ausgiebig zu Worte kommen zu laſſen,

und mancher wird ſich darauf beſchränken
die altmodiſche Tugend des Zuhörens zu

fen. Weiter iſt es nicht möglich, mit Stimmenmehrheit
ſſenſchaftliche Wahrheiten in dieſem Kreiſe rAbhafte allſeitige Zuſtimmung.) Wir ſind ja nicht eine Ver
nlung von Partkeipolitikern, ſondern von wiſſenſchaftlich
rebenden und Forſchenden. Trotzdem wird das Ergebnis
an negatives ſein. Die Konferenz wird uns Anregungen
ſten und den Meinungsaustauſch dazu beitragen, Anſchau-
mgen, die ſich auf dem Papier ſchroff entgegengzuſtehen ſcheinen
hgugleichen. Schließlich wird dieſe Verſammlung den Auftakt
pr die große Geſetzgebung geben, die auf dem Gebiete des Schul

ens in den nächſten Jahren geleiſtet werden muß. Endlich
die Verſammlung ein Bild geben von den vielfachen An-

ſauungen auf dem Gebiete des Bildungsweſens in Deutſchland,
gleich von dem Stande des Bildungsweſens in dieſem Augen-

Wir laſſen keinen Zweifel daran, daß darin ſachliche
ind ſolide Arbeit geleiſtet iſt und ſtrenge Anforderungen
u Lehrer und Schüler geſtellt worden ſind. (Lebhafte Zuſtim
rung. Es iſt viel geleiſtet worden in der moſaikartigen Arbit
n allen Schularten, vom einfachſten Dorfſchulmeiſter bis zum
zelehrten der Hochſchule. Trotzdem wollen wir uns freuen
müber, daß die Bahn frei iſt für Reformen, die ſeit
ſhrzehnten erörtert, aber mit gewiſſer Aengſtlichkeit zurückge-
len worden ſind. Die Bahn iſt frei nicht zum wilden Da
pngaloppieren, ſondern zum beſonnenen, überlegten
ſjortſchritt. (Beifall.) Schon der Umſtand, daß in einem
jrtergebrochenen Deutſchland finanzielle Hinderniſſe
pſtehen, verbietet ſolches Galoppieren. Man hat Bedenken ge
iußert, daß die Konferenz unmittelbar nach den Wahlen kaum
ne Stätte ruhiger Tagung werden würde. Dieſe Bedenken teilt
ſiniſter Koch nicht. Gerade nach dieſem leidenſchaftlichen Wahl-

if werde man ſich zu gemeinſamer kultureller Arbeit zu
ſmmenfinden. (Beifall.) Die Aufgaben des künftigen Schul
peſens ſind nicht derartig, daß ſich nicht doch Uebereinſtimmung
penigſtens der großen Mehrheit werde erreichen laſſen. Jch ſehe
inter den beſonderen Aufgaben in erſter Linie die Notwendig-

den nationalen Gedanken zu pflegen.
gebhafter Beifall.) Wir wollen gewiß nicht mit Ueberſchätzung
er Verachtung auf fremde Kulturen blicken, ſondern uns klar
nachen, daß alle Nationen an dem Vorwärtsſchreiten des Men
engeſchlechts Anteil haben, und die bewährte Methode nicht
zlaſſen, die eigene Kultur an den fremden zu meſſen und
nſere eigene an fremden zu vertiefen. Aber gerade in dieſer
deit nationalen Unglücks wollen wir mit vollem Recht
jolz ſein auf den ungeheuren Anteil, den das deutſche Volk

n Kulturfortſchritt geſchenkt hat. (Beifall.) Es iſt heute
janche Ehrfurcht weggefallen. An Stelle des
wanges muß dafür die Pflicht treten, an Stelle befohlener
ſterordnung die bewußte Einordnung in das große Ganze. Nur
kann unſer Volk wieder zu einem einheitlichen werden und

formale Demokratie Jnhalt empfangen. Nur bei
jeſerem Verantwortlichkeitsgefühl iſt die Demokratie überhaupt
athar. (Zuſtimmung.) Eine ſcharfe Gren aber muß ge
gen werden zwiſchen den Aufgaben der ule und der Be
itigung von Parteipolitik in der Schule. (Sehr
ihtig) Darin wollen wir alle zuſammenhalten, daß wir die
inheitlichkeit des Schulweſens nicht zerreißen durch partei-
tiſche Erörterungen und Organiſationen in der Schule. (Zu
inmung.) Wir halten es mit dem Arzt in der „Wildente“:
Racht ihr, was ihr wollt, aber laßt mir das Kind in
frieden!“ Endlich haben wir die Aufgabe, Duldſam-
eit namentlich in der Weltanſchauung in unſeren
hulen zu pflegen. Unſer deutſches Volk iſt darin ſo zerriſſen,
aß es nicht gelungen iſt, eine Schule mit einheitlicher Welt
nſhauung zu bringen. So kann es denn ohne Kompromiſſe
iht abgehen. Es ſoll zu den vielen Schlachtfeldern, die wir
ben, nicht noch eines kommen, wo Haus und Schule ſich
ämpfen. Es wird alſo die Aufgabe der Schule ſein, die Welt

uſchauung des Elternhauſes zu pflegen und zu vertiefen und es
m heranwachſfenden Zöglingen zu überlaſſen, ſich eine Welt
uſchauung ſelbſt zu überlaſſen. Darum muß von vornherein
duldſamkeit für jede fremde Weltanſchauung und Religion in
e Herzen der Kinder gepflanzt werden.
Der Miniſter ging dann zu den Organiſations-

tragen über. Wir brauchen zunächſt die ſoziale Einheits-
jule. Die deutſche Republik würde keine ſoziale ſein, wenn es

r nicht gelänge, Aufſtiegsmöglichkeiten für die Begabten zu
ſaffen. Dabei brauchen wir die Einheitsſchule auch in dem
nne, daß Einheitlichkeit im deutſchen Schulweſen herrſcht, die
lich nicht zum Schema wird und das Mitbeſtimmungsrecht ver

mmert. Kein Reichstag oder Schulparlament könnte erſetzen,
z in mühevoller Kleinarbeit die berufenen Träger des Schul
s leiſten. Endlich kommt es auch auf Vereinheit-
hung der Lehrerbildung an. Alle Geſetze nützen
r nichts, wenn die Lehrer nicht von der Ueberzeugung durch
ngen ſind, daß es eine Miſſion iſt, die ſie auf allen Stufen

Es ſpricht darauf der geladene Staatsſekretär Schulz über
e Aufgaben der Konferenz“. Dieſe iſt nicht nur als einmalige
J m gedacht, im ſoll ſich die Regierung auch ſpäter
s Rates bedienen. Auf Vorſchlag des Redners wurde ein
inferausſchuß eingeſetzt, um die koſtbare Zeit nicht durch
häftsordnungsdebatten zu vergeuden. Die Anregung von
aktionsbildungen bezeichnet Staatsſekretär Schulz alsunglücliche Jdee. Jn keiner Weiſe beabſichtigt

Reichsminiſterium durch künſtliche Mittel künſiliche Ergeb
e zu erzielen. Alle Richtungen, die Sachlichkeitswert
n, ſollen zur Geltung kommen. Die Reichsſchulkonferenz iſt

t als Parlamnet zu betrachten. Jeder unſachliche Nachhall
verfloſſenen Wahlkämpfe muß hier vermieden werden. (Bei

Die durch die Wahlergebniſſe bedingte Umbildung der Re
ung kommt für die Konferenz nicht in Betracht. Weite

tiſe der Konferenz erhofften, daß die Konferenz der Ausgangs
t für eine große, das deutſche Volk innerlich zuſammen

Vewegung ſein werde. (Lebhaſte Zuſtimmung.)
Abgeordneter Lig. Mumm gibt eine Erklärung über die ſach
Nitarbeit einer Reihe von Geſinnungsgenoſſen ab; etwaige

rheitsbeſchlüſſe ſind für Parlament und Oeffent
beit ohne Bedeutung. Die Zuſammenſetzung dieſer
Sſchulkonſereng und die der Ausſchüſſe lag in den Händen

Reichsregierung, die inzwiſchen ihren Rücktritt er
irt hat. Wi daß eine neue n eineſchulkonfereng einberuft, in der die Ausſchüſſe ſo zu

alle Richtungen zur Geltung

züſen,

Schu
Aeußerung des

Skaaksſekretärs Schulg: „Es ſoll in den Ausſchüiſſen feſtgeſrerr
werden, welche Hauptrichtungen ſich 1920 auf dem Schulgebiet
durchgeſetzt haben“.. Da die Konferenz nur einen gutachtli hen
Charakter tragen ſoll, muß von Abſtimmungen abgeſehen werden.

Reichsminiſter Dr. Koch bedauert, daß es notwendig er
ſcheine. ſolche Erklärungen hier abzugeben. Wir haben ausdrück
lich betont, daß Ab ſtimmungen nicht ſtattfinden
ſollen. Für die Reichsregierung iſt es nur wertvoll, feſtzuſtellen,
wie die verſchiedenen hier vertretenen Richtungen ſich gutachtlich
geſtellt haben. (Zuſtimmung.) Die Zuſammenſetzung der Aus
ſchüſſe liegt offen für jede Kritik. Sie iſt erfolgt nach Grund
ſätzen des öffentlichen Jntereſſes und Ehrlichkeit. Wir bedauern,
daß infolge des Kapp-Putſches eine Vertagung not
wendig war. Nachdem wir aber die Einberufung einer Schul
konferenz übernommen hatten, war es auch unſere Pflicht, ſie
ſtattfinden zu laſſen. Formell liegt kein Grund dagegen vor,
denn wir ſind vom Reichspräſidenten mit der Fortfüh
rung der Geſchäfte betraut. Einem Vertagungs-beſchluß wird ſich die Reichsregierung nicht widerſetzen. (Heiter
keit.) Jch boffe, daß wir nun einmütig an die Arbeit gehen
werden. (Zuſtimmung.)

Die Konferenz tritt hierauf in die Tagesordnung ein.
Ueber die

Einheitsſchule
ſpricht Oberſtudienrat Profeſſor Dr. Kerſchenſteiner
(München), der einen Plan reichſter Gliederung für die Ein-
heitsſchule vorlegte, die in dieſer Art freilich nur in großen
Gemeinden möglich iſt. Andere Gemeinden müſſen ſich mit
einem Schultypus begnügen unter Angliederung von möglichſt
viel Wablfäern, gegebenenfalls ſogar unter Befreiung eingel
ner Schüler von gewiſſen Pflichtfächern.

Profeſſor Dr. Binder (Stuttgart) vertritt die ſehr ein
gehenden Leitſätze des Vereinsverbandes gfatemiſch gebildeter
Lehrer Deutſchlands.

Demokratie und Ausland.
Man ſchreibt uns:
Wenn man die hieſige demokratiſche Zeitung lieſt, ſo

ſteigt einem brennende Schamröte ins Geſicht, d. h. denen,
die deutſch und nicht demokratiſch fühlen. Es wird dort in
der Nr. 265 ein aus dem Zuſammenhang geriſſener Artikel
der „Times“ angeführt, in dem unter anderen auch mit
inniger Befriedigung davon Kenntnis genommen wird,
daß eine Regierung mit nationalliberalem Einfluß nicht in
der Lage wäre, die Beziehungen zu den Verbandsmächten
auch nur eine einzige Woche aufrechtzuerhalten. Geſperrt
gedruckt, alſo beſonders auffällig, und man fühlt dahinter
das verſtändnisinnige Grinſen dieſes großen Demokraten,
der dieſe Feſtſtellung dort im Druck wiedergibt. So echt
demokratiſch, d. h. ſo undeutſch iſt das, zuerſt und bei jeder
Handlung nach dem Ausland zu ſchielen, ob die Herren
dort auch ja damit einverſtanden, was ihre Knechte
hier geleiſtet.

Für wie kurzſichtig und dumm und dabei vergeßlich
muß die „Saale-Zeitung“ ihre Bezieher halten, wenn ſie
annimmt, daß dieſelben dieſe Ausführungen glauben
ſollen. Hat ſie nicht ſelbſt wiederholt betont, daß die Ver
bandsmächte nur Vorteile davon haben, wenn es bei uns
nie zur Ruhe und Ordnung kömmt? Alſo, daß England
Befürchtungen hegt bezüglich des Erſtarkens des natio-
nalen Gedankens in Deutſchland, müßte jeden logiſch und
vernünftig, d. h. nicht demokratiſch denkenden Deutſchen
davon überzeugen, daß alle die, die zum Erſtarken der
Rechtsparteien beitrugen, auf dem rechten Wege ſind.

Jn der Agitation der Rechtsparteien war ein ſtarker
Ton, wuchtige germaniſche Hammerſchläge, der Endzweck
verlangte und rechtfertigte das. Jn dem Jammern der
Unterlegenen iſt ſoviel Häßliches, Undeutſches, Demo
kratiſches (wie Demokratie verſtanden ſein will), daß man
unwillkürlich und wahrhaft froh iſt, daß dieſer Partei ihre
Macht genommen wurde. Dieſes hämiſche Hinweiſen auf
das angeblich zornige England iſt ſo erbärmlich, ſo klein
und würdelos. So kennzeichnend für unſere Zeit,
und man fragt ſich ſchaudernd, wohin das wohl geführt
hätte, wenn in letzter Stunde ein großer Teil unſerer
Volksgenoſſen nicht den rechten Weg gefunden hätte.
Den rechten Weg im wahren Sinne des Wortes. Auf
die nächſten Wahlen freuen ſich die Demokraten, dann
müßten ſie ſich doch wohl bald auf einen an ſtändigen
Ton in ihrer Preſſe beſinnen und ihr bitterliches
Weinen einſtellen. Es iſt ſonſt zu befürchten, oder beſſer
noch, zu hoffen, daß die wenigen Leute, die ihnen geblieben
ſind, angewidert von dieſer Tonart, nach rechts oder links
ausweichen. Jnzwiſchen empfehle ich dem Herrn, der die
„London Times“ zitierte, mit einer engliſchen Grammatik
bewaffnet, ſich den Artikel nochmals, und zwar ſorgfältiger,

durchzuleſen. W. Zabel.qhudlub.lkex—

Die „Siedlungsgeſellſchaft Sachſenland“
ſchreibt uns:

Jn Nr. 233 vom Sonnabend, den 5„“. Juni 1920
(Morgenausgabe) erſchien ein Artikel: „Gerth Sied-
lungsgeſetz Delius“, worin Herr Rechtsanwalt Gerth
ſich über die von der Siedlungsgeſellſchaft Sachſenland
durchgeführte Siedlungsarbeit auf dem Rittergute Agnes-
dorf äußerte.

Dieſe Ausführungen ſind völlig unzutreffend. Das
Rittergut Agnesdorf iſt von uns nicht nur an zwei Land
wirte in Güter von 200 und 800 Morgen aufgeteilt worden,
ſondern es wurden 29 Zukaufsrentengüter, 2 größere
Bauerngüter und ein Reſtgut gebildet; eine weitere erheb-
liche Fläche iſt an über 40 kleine Leute aufgeteilt worden.
Dabei wurde in weitgehendſtem Maße den Wünſchen der
Einwohner der benachbarten Gemeinden Queſtenberg und
Breitungen Rechnung getragen, was wiederholt von dieſen
anerkannt wurde. Jnsgeſamt wurden alſo über 70 und
nicht nur 2 Landwirte berückſichtigt. Bei der Verwertung
des Rittergutes mußte ſich die Siedlungsgeſellſchaft natür
lich nach den ſchwierigen Bodenverhältniſſen richten, da
ca. 250 Morgen Hänge und Kuppen vorhanden ſind, die
für die Aufteilung nicht in Frage kommen; auch war die
Verwertung der vorhandenen Gebäude für die Aufteilung
maßgebend.

Ebenfalls völlig unzutreffend iſt die Angabe über den
angeblichen Gewinn von 100 000 Mk. Dieſer ſteht über-
haupt noch nicht endgültig feſt, wird aber weit unter der
genannten Summe bleiben, iſt alſo bei einem Geſamt-
objekt von rund 126 Millionen beſcheiden zu nennen;
außerdem ſind davon noch die erheblichen Ankoſten zu
ecken. Bei einer Aufteilung von privater Seite würde

zweifellos ein ganz anderer Verdienſt herausgewirtſchaftet
worden ſein. Die Gerthſchen Schlußfolgerungen über „ſo
geartete künftige Siedlungen“ ſind alſo gänzlich verfehlt.

Siedlungs geſellſchaft Sachſenland G. m. b. H.

Halle 12. Juni.
Rätewirtſchaft in der Stadtverwaltung

Welche Zuſtände im inneren Betrieb der Berliner ſtädtiſchen
Verwaltung herrſchen, zeigt folgende dringende Anfrage
der Bürgerlichen Vereinigung der Berliner Stadt
verordnetenverſammlung an den Magiſtrat:

„1. Wieviele Mitglieder der 187 Betriebs räte in den
einzelnen Betrieben der Stadt Berlin ſind dauernd von
Dienſt befreit und für wieviele Mitglieder werden dauernd
Vertretungskoſten bezahlt? Entſpricht es den Tatſachen, Laß
z. B. in der Erwerbsloſenfürſorge ſtändig 5 Perſonen, in der
Brotverſorgung 6 Perſonen, im Einkommenſteuerbüro 3 Per-
ſonen, im Wohnungsamt 8 Perſonen, in der Fettſtelle 5 Per
ſonen, ebenſo in allen anderen Vetrieben mindeſtens eine Perſon

ienſtfrei ſind? Wieviele Stenotypiſtinnen und wieviele
Diener werden auf Koſten der Stadt für dieſe Betriebsräte nach
den Gehaltsſätzen der Hilfsangeſtellten bezahlt und wie hoch ſind
die Koſten? Wieviele Schreibmaſchinen und Vervielfältigungs-
apparate ſind für dieſe Betriebsräte auf Koſten dex Stadt an
geſchafft worden und welche Koſten ſind dadurch entſtanden?
Wie teuer ſind die Koſten der Büroeinrichtungen und der Miete
für die den Betriebsräten zur Verfügung geſtellten Räume?
Welche Ausgaben ſind ſeit dem Veſtehen der BVetriebsräte
durch Vezahlung der Portokoſten entſtanden Welche Koſten ſind
der Stadt noch ſonſt für dieſe Einrichtung erwachſen

2. Wie hoch belaufen ſich die Ausgaben für die Arbeits
gemeinſchaft der kommunalen Arbeiterräte
59 Perſonen und wieviele Perſonen ſind hier dauernd
vom Dienſt befreit? Wie hoch belaufen ſich die Vertre-
tungskoſten? Wieviele Stenotypiſtinwnen und Diener unterhält
der Magiſtrat auf Koſten der Steuerzahler für dieſe Einrichtung?
Welche Anſchaffungen ſind dafür gemacht und welche Koſten ſind
noch ſonſt dafür entſtanden?

83. Wieviele Mitglieder des Zentralen Ausſchuſſes
15 Perſonen der Hilfskräfte beim Magiſtrat ſind dauern d

vom Dienſt befreit? Entſpricht es den Tatſachen, daß
für die Arbeitsgemeinſchaft 3 Stenotypiſtinnen, 3 Bürogehilfen
und 2 Diener auf Koſten der Steuerzahler unterhalten werde a?
Wie hoch ſind die geſamten Koſten, die der Magiſtrat bisher für
den Zentralen Ausſchuß aufgewandt hat?

4. Wieviele Perſonen werden vom Magiſtrat im Ar
beiterrat der r dauernd beſoldet?Welche Tagegelder zahlt der Magiſtrat dieſen Arbeits
loſen? Wie hoch iſt die Arbeitsloſenunterſtützung, die die Ar
beiterräte außer den Tagegeldern beziehen? eſche
Schritte hat der Magiſtrat getan, um dieſen Arbeitsloſen Arbeit
zu verſchaffen? Beſtätigt es ſich, daß noch immer zwei arbeits
loſe Stadtverordnete ſowohl Arbeitsloſen unter
ſtützung als auch Tagegelder vom Magiſtrat bezieher?
Wie hoch iſt die für den Arbeiterrat der Arbeitsloſen bisher vom
Magiſtrat aufgewandte Summe?

Wie hoch iſt der Geſamtbetrag für vorſtehend aufge uhrte
Einrichtungen bisher geweſen und aus wel-hem Kapitel des
Haushaltsplanes werden die Koſten gedeckt?“

Ganz ſo ſchlimm iſt's ja nun in Halle freilich nicht. Wir
haben bzw. wir hatten Herr Hörſing hat ja jüngſt die Arbeiter
räte für aufgelöſt erklärt in unſerer Stadt nur noch einen
aus wohl 7 Mitgliedern beſtehenden mittleren Arbeiterrat, für
den allerdings zu Anfang dieſes Jahres die Stadtverordneten-
verſammlung noch einmal das nette Sümmchen von 50 000 Mar?
bewilligen mußte. Vielleicht legt unſer mittlerer Arbeiterrat,
ehe er von der BVildfläche verſchwindet, vor der Oeffentlichkeit
Rechenſchaft ab über ſeine Tätigkeit; wir ſind überzeugt, daß
von ſeinen Mitgliedern der Achtſtundentag peinlichſt innegehalten
worden iſt. Ein abſchließendes Urteil über die „ſegensreiche“
Tätigkeit der hieſigen Arbeiterräte wird ſich indeſſen wohl erſt
fällen laſſen, wenn man einige Zahlenbeiſpiele aus der Aera des
weiland Großen Arbeiterrats der Stadt Halle anführen könnte;
doch dieſer wird wohl nie ſeinen „Geſchäftsbericht“ veröffent-
tichen. Jedenfalls müſſen die Funktionen eines Arbeiterrates
gang angenehm und einträglich ſein, ſonſt würde wohl auch der
hieſige Bezirksarbeiterrat nicht Proteſt gegen die Hörſingſche Ver
ordnung eingelegt und dieſen Punkt mit auf die Tagesordnung
der am 13. und 14. d. M. in Halle ſtattfindenden Rätekonferenz

geſetzt haben. cUnbeſtellbare Poſtpakete. Während früher Pakete, deren
Annahme vom Empfänger verweigert wird, vor der Rückſendung
von den Poſtanſtalten unbeſtellbar gemeldet werden mußten, wer
den derartige Pakete jetzt, der geänderten Poſtordnung ent-
ſprechend,, unverzüglich an den Abſender zurückgeſandt, wenn
dieſer nicht im voraus eine andere Beſtimmung getroffen hat.
Wünſcht der Abſender, daß ihm unbeſtellbare Pakete zunächſt
unbeſtellbar gemeldet werden, ſo muß er dies durch i Ver
merk „Wenn unbeſtellbar, Meldung“ auf der Vorderſeite der
Paketkarte und des Pakets zum Ausdruck bringen.

Stipendium zum Studinm der Kirchenmuſik. Jn der
nächſten Nummer der Amtsblätter der Regierungen
zu Magdeburg, Merſeburg und Erfurt wird eine Be
kanntmachung des Landeshauptmanns der Provinz Sachſen ver
öffentlicht werden, die die Beſtimmungen über ein Stipen-
dium im Betr ige von 600 Mark jährlich zum Beſuche des Jnſti
tuts für Kirchenmuſik in Berlin vom 1. Oktober 1920 ab auf drei
Semeſter enthält.

Verein ehem, Artilleriſten zu Halle. Der für Sonntag,
den 18. Juni angeſetzte Ausflug nach Sennewitz findet nicht ſtatt.

Das „Walhalla“ als Kino. Zu dieſer Meldung wird uns
noch mitgeteilt, daß es zurzeit noch nicht feſtſteht, ob das „Wal-
hallathegter“ im September d. J. als Kino oder wieder als
Operettenbühne in Betrieb genommen werden wird.

Milchbelieferung. Auf die Abſchnitte der Milchkarten der
Klaſſe I wird bis auf weiteres täglich ein Liter Vollmilch ab
gegeben.

„hh. 5.“ Sportberichte
Rennen zu Bremen

1. Turmfalke-Rennen. 1. Morane (Coller), 2. Nanu,
3. Allerliebſte. Toto: 29, 25, 14, 22. Ferner liefen: Taſchen
ſpieler, Windfang, Merlo, Sivrene, Zankhof, Tinnes. 2. Er
öffnungs-Rennen. 1. Sphinx (Freeſe), 2. Hildur, 3. Eckhard.
Toto: 11, 11, 16. Ferner liefen: Pro patria, Elatus. 3. Hoff
nungs-Flachrennen. 1. Luftfahrt (Schletzke), 2 Geduld, 3. Götz
von Berlichingen. Toto: 15, 11, 15, 11. Ferner liefen: Eilen
burg, Rayjak, Talisman, Südtirolerin, Sanitas. 4. Preis der
Vahr. 1. Cerhild (Nittmeiſter v. Braun), 2. Kommando, 8. To
borzo. Toto: 49, 22, 23. Ferner liefen: Fromm, (Norton II).

5. Weſer-Ausgleich. 1. Döberitz, 2. Palme, 3. Lebenskünſtler.
Toto: 61, 20, 26, 32. Ferner liefen Daddy, Toska II, Dicolo, Aha-
frau, Retter, Notbremſe, Sierra. 5. Damenpreis-Jagdrennen.
1. Karlchen (v. Herter), 2. Frei, 83. Parodie. Toto: 89, 14, 11,
12. Ferner liefen: Rumplertaube, Jeſchute, Lynch Law, Robert,
Wer macht's. 7. Schwachhauſer Flachrennen. 1. Othello
(Poppowitſch, 2. Draufgänger II, 3. Sauſewind. Toto: 127, 51,
10 Ferner liefen: Miniſter II, Laß doch.

Deutſche Fußballſpieler in Holland. Derz uß Fußballmeiſter Arminig weilte
norddeutſche

kürzlich in Gnſche
e ſpielte gegen Gvontkluh unent
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In das Handelsregiſter eingetragen
wurde in Abt. B unter Nr. 4837 die Reichstreuhand-
geſellſchaft Aktiengeſellſchaft Berlin mit
einer unter der Firma „Reichstreuhandgeſell-
chaft, Aktiengeſellſchaft, Zweigſtelle Halle

a. S.“, betriebenen Zweigniederlaſſung in Halle a. S. einge
tragen.

Ferner in Abt, B Nr. 399 iſt bei den Halleſch. Ton-
und Kaolinwerken, Geſellſchaft mit beſchränk-
ter Häftung in Lettin eingetragen: Die Prokura des
Fritz Stief iſt erloſchen.

Jn Abt. B Nr. 343 iſt bei der Thyſſenſchen Han
dels geſellſchaft mit beſchränkter Haftung
Zweigniederlaſſung Halle in Halle a. S. eingetragen:
Die hieſige Zweigniederlaſſung iſt a'rfgehoben.
Jrn Abt. A, Nr. 2486 iſt bei der Firma Simon Sacki,
Mellrichſtadt, mit einer Zweigniederlaſſung in Halle,
eingetragen: Die hieſige Zweig Niederlaſſung iſt zur
Hauptniederlaſſung erhoben worden. Die bisherige Haupt
niederlaſſung in Mellrichſtadt iſt aufgehoben. Die Prokurag der
Käthe Sacki iſt erloſchen.

Geldmarkt und Banken
Deutſche Bank. Den Abſchlußziffern der Deutſchen Bank

iſt folgende Erklärung hinzuzufügen: Der für das Jahr 1918
gezahlten Abſchlußgratifikation von 4 500 000 Mk. ſtehen für das

Jahr 1919 Die beim Abſchluß9 Millionen Mark gegenüber.
für das Jahr 1918 den Beamten außerdem bewilligten 9 900 090
Mark, wovon 6 Millionen Mark dem Gewinnvortrag ent
nommen wurden, ſind als beſondere Beihilfe in zwei Raten im
Laufe des erſten Halbjahres 1919 zur Auszahlung gebracht
worden. Dieſen 9 Millionen Mark ſtehen im Jahre 1920 erheb
lich höhere Beträge gegenüber, die in der Form von Gehalts-
erhöhungen und Teuerungszulagen an die Beamten gezahlt
worden ſind.

ss. Kommunalbank für Sachſen in Leipzig. Die General
Trſammlung ſetzte die Dividende auf 4 Proz. feſt und vollzog
Die Wiederwahl von Geh. Kommerzienrat Julius Favreau in
den Aufſichtsrat. Vor Eintritt in die Tagesordnung gedachte der
Vorſitzende des Umſtandes, daß das Jnſtitut auf ein 50jähriges
Beſtehen zurückblicken könne. Der in Vertretung der ſächſiſchen
Staateregierung anweſende Geh. Regierungsrat Dr. Dietrich
übermitelte aus dieſem Anlaß die Glückwünſche der Regierung
und gab dem Wunſche Ausdruck, daß das Jnſtitut wie bisher
auch in Zukunft der Allgemeinheit nutzbringend dienen möge.

x Bahyeriſche Verſicherungsbank, A.-G., vormals Verſiche
rungsanſtalten der Bayeriſchen Hypotheken- und Wechſelbank,
München. Jn der Generalverſammlung wurden der Geſchäfts
bericht der Direktion und des Aufſichtsrates wie auch die Jahres-
vilanz genehmigt und der Direktion wie dem Aufſichtsrat Ent
laſtung erteilt. Die Verteilung des Gewinnes von 1 166 066,21
Mark wurde in der vorgeſchlagenen Weiſe wie folgt genehmigt:
Dividende 700 000 Mark, Gewinnanteile des Aufſichtsrats und
Vorſtandes 66 500 Mark, Steuerrücklage 150 000 Mark, an die
Feuerverſicherung zum Fonds für außergewöhnliche Brandſchäden
100 000 Mark, Vortrag auf neue Rechnung 149 566,21 Mark.

Die Nürnberger Lederbörſe. Die im Anſchluß an die
Häuteauktion vom Bund der baheriſchen Lederwirtſchaft am
10. Juni im Lehrerheim veranſtaltete Lederbörſe war ſehr
ſtark von Jntereſſenten der Häute- und Lederwirtſchaft beſucht.
Nachdem aber die vorangegangene Häuteauktion eine Erhöhung
der Rohware bis zu 40 Prozent gebracht hatte und demgemäß
auch in der nächſten Zeit wieder mit einer Erhöhung der letztmals
auf der Stutktgarter Börſe feſtgeſetzten Preiſe zu rechnen iſt, die
Situation alſo noch nicht geklärt iſt, entwickelte ſich überhaupt kein
Geſchäft. Die Börſenkommiſſion gab folgenden offiziellen Be
richt heraus: Die Börſenkommiſſion hatte urſprünglich die Ab-
ſicht, die gleichen Lederpreiſe wie die am Montag von der Würt-
tembergiſchen Gerbervereinigung feſtgeſetzten Preiſe aufzuſtellen.
Durch die vollſtändig veränderte Marktlage am Rohwarenmarkte
aber die letzte Auktion brachte ganz erhebliche Aufſchläge
wird unbedingt eine Erhöhung der Stuttgarter Preiſe erfolgen
müſſen.

Induſtrie, Hanclel, Handwerk
8. bayeriſche Häuteauktion. Auf der in Nürnberg am

10. Juni ſtattgefundenen 8. bayeriſchen Häute- und Fellauktion
machte ſich wieder eine lebhaftere Kaufluſt bemerkbar, ja, es kann
ſogar bei einzelnen Gattungen, ſo bei mittelſchweren Großvieh-
häuten und Kalb- und Ziegenfellen, von einem Warenhunger
geſprochen werden, ſo daß auch die Preiſe wieder teilweiſe um
30--40 Prozent gegenüber der letzten Verſteigerung in München
in die Höhe gingen. Zur Verſteigerung kamen die Gefälle von
Nürnberg, München, Augsburg, Regensburg und Würzburg,
und zwar 4766 Stück Großviehhäute, 421 Felle von Freſſern,
10 704 Kalbfelle, 1951 Schaffelle und Blöſen, 13 Lammfelle,
102 Ziegenfelle und 79 Roßhäute. Die zuerſt aufgeworfenen
Kleintierfelle erzielten folgende Gebote: Kalbfelle ohne Kopß
14,25-—15,80 Mk., mit Kopf 13,20--13,50 Mk. (Schuß- und Ab-
deckerfelle 7—-9 Mk.); Freſſer ohne Kopf 10,05--11,00 Mk., mit
Kopf und Bauernfelle 7,00--9,95 Mk. Schaffelle, vollwollig,
geſalzen, 8,25 Mk. trocken 15 Blöſen, geſalzen, 6,05 Mk.,
krocken 15,05 Mk., Lammfelle, geſalzen, 5,35 Mk., trocken
16,50 Mk. Ziegenfelle, geſalzen und trocken, halb und halb,
49,20 Mk., Zickelfelle, trocken, 20,50 Mk. Bei den Großviehhäuten
war anfänglich die Kaufluſt nicht ſo lebhaft, ſetzte aber bei den
Häuten zwiſchen 40 und 59 Pfund reger ein, da dieſe viel
ſchneller arbeitsfertig gemacht werden können und das Kon-
junkturriſiko an ihnen deshalb nicht ſo groß iſt. Die Angebote
ſtellten ſich: Kühe mit Kopf 9,15——9,65 Mk. (6,10--7,25 Mk.),
ohne Kopf 10,10-—-10,70 Mk. (7,10--7,30 Mk., Rinden mit Kopf
16,00-—-10,10 (7,05-—-9,10) Mk., ohne Kopf 10,10-—-10,65 (8,05 bis
8,80) Mk., Ochſen mit Kopf 9,25--10,55 (6,05--7,00) Mk., ohne
Kopf 10,10-—-11,00 (7,40-—-8,00) Mk., Bullen mit Kopf 8,20 bis
9,75 (5,48—-8,05) Mk., ohne Kopf 8,50-10,65 (6,60-—-8,95) Mk.,
Roßhäute bis 219 Zentimeter 191 Mk., über 220 Zentimeter
wurden wegen des geringen Gebots (260 Mk.) von der Verſteige
rung zurückgezogen.

Zur Lage in der Bergiſchen Jnduſtrie wird von unterrichteter
Seite verſichert, daß die Arbeitseinſtellungen zunehmen,
da die Aufträge ausbleiben und die bereits abgeſchloſſenen zum
großen Teile wieder zurückgezogen werden. Eine große Anzahl
Fabriken iſt vor erhebliche Schwierigkeiten geſtellt. Jn den größe-
ren Betrieben wird vorläufig die Arbeitszeit verkürzt. Die
kleineren und mittleren Betriebe ruhen vollſtändig. Auch in den
dem bergiſchen Gebiete angrenzenden Bezirken tritt eine ähnliche
Flauheit ein. Die Beſchäftigungsloſigkeit wächſt in beängſtigender
Weiſe.

Elektrolytkupfer (Notierung d. Ver. f. d. dt. Elektr. Notiz).
1744 Mark.

Aktiengelellſchaften
PortlandZementfabrik Rudelsburg A.G. in Bad Köſen.

Die Geſellſchaft bleibt für das abgelaufene Geſchäftsjahr divi
dendenlos. Durch die ſich gewaltig ſteigernden Arbeitslöhne
und durch die Wirkungen des AchtſtundenArbeitstages wuchſen
die Herſtellungskoſten ſo, daß ein Gewinn nicht erzielt werden
zonnte, weil der gewährte Preis zu niedrig war. Die Geſamt
herſtellung blieb aus den ſchon erwähnten Gründen hinter der

erſtell des Vorjahres zurück. Die geſamtee e a ba Green des Jedeh

1920 nicht zu. Nach erfolgten Abſchreibungen in Höhe von
449,635,26 Mark verbleibt ein Reſt von 24 148,85 Mark,
der folgendermaßen verwandt wird: zur Erhöhung der geſetz
lichen Rücklage 10000 Mk., zur Erhöhung der Rücklage für
Talonſteuer 10 000 Mk., Vortrag auf neue Rechnung 8148,85
Mark, zuſammen 28 148,85 Mt.

Ver, Harzer Portlandzement- und Kalkinduſtrie, A.G. in
Elbingerode im Harz. Die Generalverſammlung genehmigte
den dividendenloſen Abſchluß. Bezüglich der Ausſichten wies
der Vorſitzende auf den Geſchäftsbericht hin, in welchem bereits
geſagt ſei, daß im laufenden Geſchäftsjahre das Unternehmen
beſſer als bisher beſchäftigt ſei und das Reſultat davon ab-
hängen werde, ob es möglich ſein würde, die Preiſe entſprechend
den geſtiegenen Betriebskoſten zu erhöhen. Weiter hänge ſehr
viel von der Kohlenbelieferung und der Arbeitsfreudigkeit der
Leute ab.

Der Steinkohlenbauverein Gottes Segen zu Lugau erbittet
nunmehr von den Aktionären die Ermächtigung zur Veräuße-
rung des Geſellſchaftsvermögens. Es handelt ſich dabei, wie
wir bereits früher melden konnten, um den Uebergang der Ge-
ſellſchaft an den ſächſiſchen Staat.
ſtudieren.

Die Zuckerfabrik Camburg Akt.Geſ. plant eine Jntereſſen-
gemeinſchaft mit der Zuckerfabrik Zeitz.

r

Abbau der Zwangsviehwirtſchaft. Der Zentralvieh-
verband in Deſſau leitet den Abbau der Viehzwangswirt-
ſchaft in Anhalt ols erſtem deutſchen Staat ein. Vertreter der
bayeriſchen, badiſchen und württembergiſchen Regierung haben ſich
nach Deſſau begeben, um die Organiſation der Abbauwirtſchaft zu

Die Kriegskreditbank für Anhalt, Akt.Geſ. zu Deſſau, bean
tragt ihre Auflöfung.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Börſe eröffnete in feſter Hal

tung, die ſich namentlich durch Steigerung der Montanwerte,
Farbaktien, Elektrizitätswerte, Petroleumwerte, ſowie auch ins
beſondere infolge der Beſſerung der Deviſenpreiſe in Valuta-
papieren zum Ausdruck brachte. Das Geſchäft gewann aber nur
vereinzelt eine gewiſſe Lebhaftigkeit, während im übrigen die
ſeit längerer Zeit beobachtete Zurückhaltung anhielt. Bemerkens-
werte Erhöhungen erfuhren Bismarckhütte um 24 Proz., Katto-
witer um 826 Progz., Rombacher um 9 Proz. Otavi ſtellte ſich
vorübergehend um 47 Proz. höher, Schiffahrtsaktien waren Ler-
nachläſſigt und nachgebend. Späterhin trat eine allgemeine Ab-
ſchwächung ein, weil wegen der Unſicherheit der innerpolitiſchen
Lage auch die Meldungen über die Miniſterkriſen in Rom und
in Wien, ſowie auch die Gerüchte von Unruhen in Wien ver-
ſtimmend wirkten. Die Rückgänge hielten ſich in mäßigen Gren-
zen. Die Umſätze ſchrumpften jedoch noch weſentlich zuſammen.
Am Anlagemarkt waren Geſchäft und Kursbewegung unbedeu-
tend. Oeſterreichiſche und ungariſche Papiere waren nahezu
umſatzlos.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt gewann das Geſchäft
in Hafer keine größere Ausdehnung. Die Preiſe änderten ſich
nicht weſentlich, da ſeitens des Konmſums nur mäßige Nachfrage
beſtand. Hülſenfrüchte fanden nur bei Nachgiebigkeit der Ver
käufer Abnehmer. Jn Lupinen beſtand Nachfrage für feine
gelbe Saatqualitäten. Serradella war ruhig. Heu behauptete
ſeinen Preisſtand trotz reichlichen Angebots. Jm Geſchäft mit
Stroh beobachteten die Käufer Zurückhaltung. Wetter: ſchön.

Verliner Metallnotierungen:
Berlin, 11. Juni. Preiſe für 1000 ke in Mark.

RPaſſinade Kupfer 1275/1325 Batag tit8Billton
Elektrolytkupfer Zinn 00,4300Orig.-Hütten-Weichblei 475 500 99 Hütten Kinn lRemeltid-Platten-Zink 550/545 990 Reinv- Nickel 3800/4000
Hütten-Rohzink 260,380 AntimonRegulus 950 1000Orig.-Hütten-Alumin. 25502600

Deviſen-Notierungen:
Bepp 11. Juni.

Geld Brief eld BriefAmſterd. Rotterd. 1423,60 1426.40 NewYork 39,071, 39 17
Brüſſel-Antwerp. 1317.15 1317.95 Paris 297,20 297.80
Chriſtiania 681,30 685.70 Schweiz 709,30 710,70Kopenhagen 659,35 660,65 Spanien 634,35 635,65
Stockholm 354,10 855,99 Wien altes 1975 19.77Helſingfors 164,80 165,20 Oeſterreich abgeſt. 27.97 28.03
Italien 219,75 220,25 rag 87,65 87,85London 154,55 154,95 l Budapeſt 22,22 22,28
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt:
Dentsche Werte Deutsehe Ueberse e- Bl. 785.

4 Denutsche Schatz- Deutsche Erdöl 775scheine VI-IX 75.25 Deutsche Gasglühl. 5000,5 9 Deutsche Reichsanl. 79.75 Deutsche Kali 415.
4 S v 74.10 Deutsche Waff. u. Mun- 329.es 70 rer z3 65.90 öring u. Lehrmann 74 Preuss. Konsols 74.40 Dürkoppwerke

30 v El r 75 ngelhar ra i p4 Charl. Stadtanl. 89/99 S 'elten a. Gniiisanmo 400
4 Magdeb Stadtanl. 91106 96 Gasmotoren Deuta 179,50
490 m. Sächs. landschaft- Gebhardt u. Co. eliche Pfandbriefe Gebbardt u. König 319.4 Preuss. Centr.-Bod.- Gelsenkirehb. Bergb. 299.Pfandbriefe 100.20 Glauziger Zuckerfbr.
4 W als Masoh.-Fabr aandbriefe 19 ann. MasseDessauer Gas-Oblig. I3. Harpener Berg

4 97, P ar EisenAuslüänd. Werte er r 345.504 Oesterr. Krov. Rente 26,10 Koeseh Tison n. Stahi 318.
4 Ungar. Gold-Rente 61. Hohenjſohe- Werke 15,4 Ungar. Kronen-Rente 29 75 Humhboldt-Masoh.

Visenbahn-Aktien: rnHalberstadt -Blankenb. Raden [370.-Haille-Hettstedter zliw. AseherslebenSchantungbahn e2950 Körbisd. Zneker-AKt.
Aiig. Lokai-Str Ia 50 J fthäuserbütte rgr. Bert. Str. BeMagdeburger Str. B. 150. Luit R erLux. Prinz Heinrich. B. S ine ütteAingel. ErfurtOrientbahn 5 Linſo u Homann 32175Schiftftahrts- Akt. Ludwig Loewe u. Co. hHambg. Paketfabrt 182. Lothringer Hütte 236.Hambg. -Südamerika 77 Mannesmannröhren 322.50
Hansa-Dampfschiſt 257 Maschinenfabr. Buckan P
t Obergehte ine Be 2anken: o. Caro Heg.Bank für Thür. 154. do. Kokswerke 1 486,Berl. Handelsges. 130. Orenstein u Koppel 230,Comm u. Diskontobank 164. Phönix-Bergb 392Darmstädter Bank 154.75 Rhein. Metall-Vorz 254 50
Dess. Landesbank 125.,75 Rhein Stahlwaren
Deutsche Bank Riebecek. Montan lHiokgntor Gom. e am Hätten t75, ositzer Braun 22.t e 169. Rositzer Zucker 196.AMitteld. S m nern Masoh.Bank ugo Schneider u. rnMationalank la2. Sobwgerert u. Co. 158,
Oesterr. Kredit 99., s Siemens u. Halske 223,Reichsbank 150, Stettiner Chamotteindustrie Aktien Stettin a. 302uhgieggraverei die Sarg 328.

nan 327 T A. SAen re eAmmendorfer Papierf. u Triptis- Akt. -Ges. 210Anhalter Koblenw. 219,50 ürkieche Tabakregie 720Steingut u in R i 276Glanz Kibertt 220. anzs ee h her t a e B.z g ersch.-Welssenf. Bra e. r hGhem. Fabrik Buckan 229 re Vuirero 138Chem. Griesheim 287. Zoitror Magen S.
Chem. v. Hey den Zeilistot WaldhetGonseolidation Schalko 570 ötavi- AMinen i
CröllwitzerPapiertfabr. cHalmier-Motoren ar z Tendenz abgesehwüäeht.

„L2üttgens vom Landesarbeitsamt in Magdeburg erteilte na

Provinz Sachſen
t. Gräfenhainichen, 11. Juni. (Grubenarbeite

ſt re i k.) Wegen Lohnforderungen, die von der Direktion ab
ſchlagen wurden, legten heute nachmittag 3 Uhr die Grube
arbeiter des Reichskohlenwerkes Golpa die Arbeit nieder. Fang
die Arbeit bis morgen nicht wieder aufgenommen wird, iſt
die Verſorgung des Elektrizitätswerkes Zſchornewitz, die Sent
mit Licht ſpeiſt, in Frage geſtellt. Zurzeit finden Verhenen
lungen zwiſchen der Direktion und den Arbeitern ſtatt, die

7k

wiſ ie eineFörderprämie verlangen.
tzk. Greußen, 11. Juni. (Gemeingefährlig,

Schwindler.) Es gelang, hier einen ganz erSchwindler, der ſich in Greußen ſeßhaft gemacht ind d irierteg

es von hier verzogenen Kaufmanns E. Bergmann käuflich
worben hatte, zu entlarven und feſtzunehmen. Der geriet
Gauner hatte unter der Firma F. A. Behrendt
Bäckergeſellen, der ſeinen Namen ändern mußte und als
halter“ eintrat, eine Holz und Futtermittelhandlung eröffnet
wobei er namentlich der auswärtigen Geſchäftswelt einen in die
Hunderttauſende gehenden Schaden zufügte. Einer Firma t
Döbeln in Sachſen verkaufte er unter der Firma Horſt Riger
mehrere Waggons Hafer im Werte von 875 9000 M., wobei
mit gefälſchten Frachtbriefduplikaten operierte. Infolge eine
Inſerates mit r Unterſchrift F. A. Behrendt, das ähnli Se
Manipulationen aufwies wie dasjenige, durch das erwor, wurde der geſchädigte Döbelner Geſchäftsmann aufmertſen
und benachrichtigte den dortigen Kriminalkommiſſar, der d
Verhaftung des Schwindlers hier bewirken laſſen konnte. Aut
mehrere hieſige Geſchäftsleute befinden ſich unter den 63
ſhädigten.

n. Köthen, 11. Juni. (Der Reichsverband der Be
amten und AngeſtelTten) der öffentlichen Arbeitsn

us

er

ſſt zu

hauſe

weiſe, Berufsberatungs- und Wohlfahrtsämter und ähnlicher 7
ſozialer Einrichtungen, Landesgruppe SachſenAnhalt, hie
geſtern hier ſeine dritte Hauptverſammlung ab, die aus alen 16. Ju
Orten des Vereinsgebiets ſehr zahlreich beſucht war. Dicektor r

ewa
Begrüßungsworten Dr. Gieſe vom Pſychotechniſchen Inſtitut
in Halle das Wort zu ſeinem Vortrage über „Pfychotechnik in
der Berufsberatung“. An dieſen Vortrag ſchloß ſich unmittelbar
die im „Tivoli“ abgehaltene Hauptverſammlung. Nach Er
ſtattung des Kaſſenberichts und Entlaſtung des Vorſtandes wur

x

aomme

den hauptſächlich Organiſationsfragen behandelt. Die Stag
Reichsverband aufgeſtellten Satzungen wurden bekannt gegeben. Kredit

Beſchloſſen wurde rder Anſchluß der Landesgruppe der Fach
organiſation an den Zentralverband der Gemeindebeamten und
Angeſtellten Deutſchlands. Dem Reichsamt für Arbeitsvermitt
lung ſollen ſeitens des Reichsverbandes Richtlinien für die Ein
veihung der Beamten und Angeſtellten übermittelt werden, da
die im Arbeitsnachweisweſen beſchäftigten Perſonen bisher micht
die genügende Berückſichtigung gefunden haben. Weiter wurd
bekannt gegeben, daß ſich der Reicheverband der Arbeitsneach
weisbeamten in zehn Unterverbänden mit über 1500 Mitglieder
bereits über das ganze Reich erſtreckt.

tzk. Gotha, 11. Juni. (5 Millionen Mark Tumultſchäden.) Die beim Stadtrat angemeldeten, durch die März
unruhen angerichteten Schäden in hieſiger Stadt belaufen ſich
auf rund 5 Millionen Mark. Der auf der Fliegerwerft ange
richtete Schaden iſt nicht inbegriffen. Einer Streife der
Sicherheitspolizei gelang es, oberhalb Mehlis ein vecgrabe
iegendes Heeresgut- und Munitionslager auszuheben. J

Sachen ſtammen von den Märzunruhen her.
tzk. Hildburghaufn, 11. Juni. (Viehſeuche) J

Kreisausſchuß erſtattete Landrat Dr. Thein eingehenden Se
richt über die unſerem Kreiſe drohende Viehſeuchengefahr vo
der bayeriſchen Grenze aus. Die ſich vaſch ausbreitende Seuch
und ihre Gefährlichkeit für unſeren wertvollen Viehbeſtand. ha
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übertrag

des heuties nötig gemacht, daß die ganze Grenze des Kreiſes in ſüdlich
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